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Editorial 

 
Sehr geehrte Leserin, 

sehr geehrter Leser, 
 

einmal mehr gibt es eine Menge 

Neuigkeiten zu berichten. So öffnen 

sich neue Horizonte zur Abwehr der 

VG-Media-Gebühren. Nun wird 

sich zeigen, ob die Rechtsprechung 

des LG München hält oder nicht 

und wie die WEG´s ggf. mit den 

abgeschlossenen Lizenzverträgen 

danach umgehen können. 

 

Der VIII. Zivilsenat hat eine inte-

ressante Entscheidung zur unwirk-

samen Sachbefristung von Woh-

nungsmietverträgen getroffen, die 

möglicherweise große Auswirkun-

gen auf Gewerbemietverträge haben 

könnte, wenn der XII. Zivilsenat 

dieser Argumentation folgt. Die 

Erleichterungen bzgl. der gesetzlich 

angeordneten Schriftform durch die 

sogenannte Auflockerungsrecht-

sprechung Ende der 90er Jahre 

würde noch einmal erheblichen 

Rückenwind erhalten (siehe hierzu 

auch den Kommentar). 

 

Ferner ist endlich der die Fachzei-

tungen füllende Streit um die Be-

schlusskompetenz der WEG bei der 

Installation von Rauchwarnmeldern 

vom BGH geklärt worden. Die 

WEG kann beschließen, wenn es 

eine gesetzliche Pflicht gibt (in 

Sachsen ist diese noch nicht be-

gründet worden, was aber sicher nur 

noch eine Frage der Zeit ist). 

 

Auch hat der BGH klar gestellt, 

unter welchen strengen Vorausset-

zungen die Gemeinschaften eine 

Videoüberwachung installieren 

können. Die Anforderungen sind 

hoch und auch sehr kompliziert 

ausgestaltet. Jede Gemeinschaft, die 

das Ansinnen einer Videoüberwa-

chung umsetzen möchte, ist gut 

beraten, das Urteil auch in der Ori-

ginalfassung haarklein zu studieren.  

 

Beruhigend nur, dass der BGH in 

einfachen Worten die übliche Ver-

fahrensweise zur Erstellung von 

Wirtschaftsplänen nun auch ganz 

offiziell seinen Segen erteilt hat. Es 

muss ja auch einmal etwas Einfa-

ches dabei sein. Unsere Leser der 

ZIV werden dergestalt hoffentlich 

noch mehr finden. In diesem Sinne 

wünschen wir wieder eine interes-

sante Lektüre. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

Kurze Meldungen 

 
 

 

 

 

Keine lizenzpflichtige Weiterlei-

tung von TV-Signalen in Wohn-

anlage 

 

Das LG München I hat der VG-

Media einen dicken Strich durch die 

Rechnung gezogen. Nach einem 

Urteil vom 20.2.2013 schulde die 

Wohnungseigentümergemeinschaft 

keine Lizenzgebühren für die ka-

belgebundene TV-Signal-

weiterleitung im Hausnetz nach §§ 

20, 20b UrhG, wenn sich die Woh-

nungen in einem einheitlichen Ge-

bäude befänden. Weiter müssten die 

Mitglieder der Eigentümergemein-

schaft sozial miteinander verbunden 

sein.  Dies sahen die Münchener 

Richter als gegeben an. Die Woh-

nungseigentümergemeinschaft ma-

che durch die von ihr betriebene 

TV-Kabelanlage nicht geschützte 

Werke einer Öffentlichkeit zugäng-

lich, wie die VG-Media meine. Im 

Rahmen einer wertenden Betrach-

tung sei festzustellen, dass die Ge-

meinschaft lediglich einen Privat-

empfang organisiere. Eine gewisse 

soziale Verbindung gäbe es zudem 

auch bei größeren Gemeinschaften 

wie der hiesigen, die 343 Wohnun-

gen beinhalte (21 O 16054/12, IBR-

Online). 

 

EAEG-Novelle erhöht Einlagensi-

cherung für Instandhaltungsrück-

lagen 

 

Das Einlagensicherungs- und Anla-

geentschädigungsgesetz ist zur 

Umsetzung einer EU-Richtliniie 

(2011/61 EU) geändert worden. Mit 

Wirkung zum 1.1.2014 werden 

Konten, die auf den Namen einer 

Gemeinschaft von Wohnungseigen-

tümern geführt werden, nicht mehr 

nur mit 100.000 € abgesichert. In-

soweit wird die Teilrechtsfähigkeit 

der WEG ausgeblendet und die 

Mitglieder der Wohnungseigentü-

mergemeinschaft als Kontoinhaber 

betrachtet. Danach wird also jedem 

Wohnungseigentümer in der Ge-

meinschaft hinsichtlich seines An-

teils eine Sicherung von 100.000 € 

gewährt, so dass i.d.R. eine Voller-

stattung zu erwarten sein dürfte 

(BT-DrS 374/13). 

  

Keine fehlerhafte Ladung, ohne 

Mitteilung der neuen Adresse 

 

Teilt ein Wohnungseigentümer dem 

Verwalter nicht seine neue Adresse 

mit, stellt der fehlende Zugang der 

Ladung bei diesem Eigentümer 

nach einem Urteil des BGH vom 

5.7.2013 (V ZR 241/12) keinen 

Ladungsfehler dar. Der Eigentümer 

müsse sich vielmehr die Folgen 

seiner Obliegenheitsverletzung 

zurechnen lassen. Die in der Ver-

sammlung gefassten Beschlüsse 

könnten daher wegen der unterblie-

           Es grüßt herzlich 

Ihr Anwalt 

 

Heinz G. Schultze 

           Es grüßt herzlich 

Ihr Anwalt 

 

Heinz G. Schultze 

http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
§ 20 Senderecht
Das Senderecht ist das Recht, das Werk durch Funk, wie Ton- und Fernsehrundfunk,  Satellitenrundfunk, Kabelfunk oder ähnliche technische Mittel, der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.
§ 20b Kabelweitersendung
(1) Das Recht, ein gesendetes Werk im Rahmen eines zeitgleich, unverändert und vollständig weiterübertragenen Programms durch Kabelsysteme oder Mikrowellensysteme weiterzusenden (Kabelweitersendung), kann nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für Rechte, die ein Sendeunternehmen in Bezug auf seine Sendungen geltend macht.
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benen Ladung dieses Eigentümers 

nicht wirksam angefochten werden. 

 

Neues Gebührenrecht  

 

Zum 1.8. ist das Kostenrechtsmo-

dernisierungsgesetz in Kraft getre-

ten. Angehoben wurden hierdurch 

sowohl die Gebühren der Gerichte 

als auch der Notare der Sachver-

ständigen und auch der Anwälte. 

Bei den Anwälten führen einzelne 

Änderungen indessen auch zu einer 

Reduzierung der Gebühren, die 

letztmals 2008 eine Anpassung 

erfuhren. So gibt es eine neue Ta-

belle mit höheren Werten. Die Stre-

ckung der Tabelle hinsichtlich der 

Streitwerte wurde indessen auch 

geändert, so dass die kleinere Staf-

felung der alten Tabelle teilweise zu 

besseren Gebührenaufkommen 

führte, als die neue Tabelle. Auch 

Ratenzahlungsvereinbarungen sind 

künftig für die Schuldner – die sie 

am Ende bezahlen müssen – günsti-

ger geworden. Im Großen und Gan-

zen wird aber eine moderate Erhö-

hung durch das Gesetz erreicht. Die 

Änderung gilt nur für Aufträge, die 

nach dem 1.8.13 erteilt wurden. 

Schon laufende Verfahren werden 

also noch vollständig nach dem 

alten Recht abgerechnet. 
 

Schadensersatz auch bei formell 

unwirksamer Kündigung 

 

Der Mieter kündigte über seinen 

Anwalt den Wohnraummietvertrag, 

weil der Vermieter sich mit der 

Beseitigung von Schimmelschäden 

angeblich in Verzug befand. Nach-

folgend klagte er gegen den Ver-

mieter u.a. auf Ersatz von umzugs-

bedingten Kosten und Ersatz von 

höheren Mietzinsen in der neuen 

Wohnung. Die Klage hatte zunächst 

in den Vorinstanzen keinen Erfolg, 

weil die Kündigung mangels Vorla-

ge einer Originalvollmacht zurück 

gewiesen wurde (§ 174 BGB). Der 

BGH entschied nun mit Urteil vom 

3.7.2013, dass nicht nur die formal 

wirksame Kündigung den Anspruch 

auf  Schadensersatz wegen Um-

zugskosten nach § 536a BGB eröff-

ne. Es genüge vielmehr, dass der 

Mieter wegen der Mietmängel eine 

andere, angemessene neue Woh-

nung anmiete. Der Rechtsstreit 

wurde zurück verwiesen, damit die 

Vorinstanzen Beweis über das Vor-

liegen der Mängel erheben können. 

(VIII ZR 191/12). 

 

WEG-Verwalter darf Anwalt 

beauftragen  

 

Im Urteil vom 5.7.2013 hat der 

BGH klar gestellt, dass nach der 

gesetzlichen Regelung in § 27 Abs. 

2 Nr. 2 der WEG-Verwalter ohne 

Beschlussfassung befugt ist, einen 

Anwalt zu beauftragen, wenn eine 

gegen die Wohnungseigentümer 

gerichtete Klage zugestellt werde. 

Das gleiche gelte für Passivprozes-

se, die sich gegen den teilrechtsfä-

higen Verband richteten, § 27 Abs. 

3 Nr. 2 WEG (V ZR 241/12). 

 

  

 

Wohnraummietrecht 
 

Ergänzende Vertragsauslegung bei unwirksamer Befristung 

 

 
 
Mit der Auslegung einer unwirk-

samen Befristungsabrede in 

einem Wohnraummietvertrag 

befasste sich der BGH im Urteil 

vom 10.7.2013. Der Mietvertrag 

enthielt folgende Klausel: „Das 

Mietverhältnis ist auf Verlangen 

des Mieters auf bestimmte Zeit 

abgeschlossen. Es beginnt am 

1.11.2004 und endet am 

31.10.2011, wenn es nicht ver-

längert mit 2 x 3-jähriger Ver-

längerungsoption“. 

 

Mit Schreiben vom 28.2.2011 

kündigte die Vermieterin das 

Mietverhältnis ordentlich wegen 

Eigenbedarfs. Da der Mieter 

nicht auszog, klagte die Vermie-

terin auf Räumung und gewann 

in den Vorinstanzen. Der BGH 

kassierte die Urteile und wies die 

Räumungsklage ab. Der für 

Wohnraummietsachen zuständi-

ge Senat führte aus, dass die 

Befristung unwirksam sei. Die 

für eine wirksame Befristung 

erforderlichen Voraussetzungen 

des § 575 Abs. 1 BGB  hätten 

beim Vertragsschluss nicht vor-

gelegen.  Der Vertrag gelte da-

her als auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen. Durch die Un-

wirksamkeit sei eine Lücke im 

Vertrag entstanden, die im Wege 

der ergänzenden Vertragsausle-

gung zu schließen sei. Dabei sei 

zu berücksichtigen, was die Par-

teien redlicherweise vereinbart 

hätten, wenn ihnen die Unwirk-

samkeit der Vertragsbestimmung 

bekannt gewesen wäre.  Da das 

von beiden Parteien verfolgte 

Ziel einer langfristigen Bindung 

an den Mietvertrag durch einen 

beiderseitigen Kündigungsver-

zicht erreicht werden könne, sei 

ein solcher Ausschluss der or-

dentlichen Kündigung für die 

Dauer der Befristung anzuneh-

men. Die ausgesprochene Kün-

digung sei daher unwirksam 

(VIII ZR 388/12). 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen aller Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Wohnungseigentümer gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 1, Nr. 4 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren zu führen;



Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und mit Wirkung für und gegen sie
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren zu führen;


Schultze
Kommentar zu Text
Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegenüber vornimmt, ist unwirksam,
wenn der Bevollmächtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem
Grunde unverzüglich zurückweist. Die Zurückweisung ist ausgeschlossen, wenn der Vollmachtgeber den anderen
von der Bevollmächtigung in Kenntnis gesetzt hatte.


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre Tauglichkeit zum
vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit ein solcher Mangel, so ist der Mieter für
die Zeit, in der die Tauglichkeit aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der
die Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu entrichten. Eine unerhebliche
Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ein Mietverhältnis kann auf bestimmte Zeit eingegangen werden, wenn der Vermieter nach Ablauf der Mietzeit
1. die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen oder Angehörige seines Haushalts nutzen will,
2. in zulässiger Weise die Räume beseitigen oder so wesentlich verändern oder instand setzen will, dass die Maßnahmen durch eine Fortsetzung des Mietverhältnisses erheblich erschwert würden, oder
3. die Räume an einen zur Dienstleistung Verpflichteten vermieten will und er dem Mieter den Grund der Befristung bei Vertragsschluss schriftlich mitteilt. Anderenfalls gilt das Mietverhältnis als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
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Quotenabgeltung und Kostenermittlung durch Malerfachbetrieb 

 
Im Urteil vom 29.5.2013 setzte 

sich der BGH mit der Wirksam-

keit einer mietvertraglichen 

Quotenabgeltungsklausel ausei-

nander. Nach der verwendeten 

Klausel sollten die quotal vom 

Mieter zu tragenden Kosten auf 

der Grundlage eines vom Ver-

mieter eingeholten Kostenvoran-

schlags eines Malerfachbetriebs 

berechnet werden. Der VIII. 

Zivilsenat entschied, dass die 

Klausel unwirksam sei, weil sie 

den Mieter unangemessen be-

nachteilige, § 307 BGB. Die 

Klausel begründe eine verbindli-

che Geltung dieses Kostenvoran-

schlags, ohne dass dem Mieter 

die Möglichkeit eröffnet sei, den 

Kostenansatz hinsichtlich Rich-

tigkeit und Angemessenheit zu 

bestreiten oder gar ein eigenes 

Angebot eines anderen Fachbe-

triebes vorzulegen (VIII ZR 

285/12). 

 

 

Zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete 

 
Wie die ortsübliche Vergleichs-

miete korrekt zu ermitteln ist, 

erläuterte der BGH in zwei Ent-

scheidungen vom 3.7.2013. Die 

Vermieterin besass jeweils zahl-

reiche Mieteinheiten einer Sol-

daten- bzw. Bergarbeitersied-

lung. Nachdem einzelne Mieter 

der Mieterhöhung auf der 

Grundlage des Mietspiegels 

widersprachen, klagte die Ver-

mieterin. Im Rahmen des 

Rechtsstreits wurde ein Ge-

richtsgutachten zur ortsüblichen 

Vergleichsmiete erstellt. Dabei 

zogen die Gutachter jeweils 

Mieteinheiten aus den Siedlun-

gen heran. Dieser Vorgehens-

weise widersprach der BGH 

letztinstanzlich. Die Gerichts-

gutachter dürften zur Ermittlung 

der ortsüblichen Vergleichsmiete 

nicht nur Mietobjekte der glei-

chen Wohnsiedlung und hier 

insbesondere nicht nur Objekte 

derselben Vermieterin heranzie-

hen. Vielmehr habe der Sachver-

ständige bei der Ermittlung der 

Einzelvergleichsmiete ein breites 

Spektrum von Vergleichswoh-

nungen aus der Gemeinde zu 

berücksichtigen (VIII ZR 

263/12, VIII ZR 354/12). 

  

 

 

Geschäftraummietrecht 

 

Kein Anerkenntnis durch Bezahlung auf Betriebskostenabrechnung 

 

 
Im Urteil vom 10.7.2013 hat sich 

der für Gewerbemietrecht zu-

ständige XII. Zivilsenat einmal 

mehr der vorangehenden Recht-

sprechung des Wohnraummiet-

senates angeschlossen. Der 

Vermieter hatte eine Betriebs-

kostenabrechnung erstellt, aus 

der sich ein Guthaben für den 

Mieter ergab. Das Guthaben 

zahlte der Vermieter aus. Der 

Mieter erhob Einwendungen 

gegen die Abrechnung. Bei der 

Bearbeitung der Monierung fiel 

dem Vermieter auf, dass er die 

Grundsteuer in der Abrechnung 

vergessen hatte. Er änderte die 

Abrechnung zulasten des Mie-

ters und verlangte nunmehr 

375,76 € Nachzahlung. Der Mie-

ter verweigerte die Bezahlung. 

 

Amts- und Landgericht wiesen 

die Klage des Vermieters ab. 

Das Landgericht führte aus, dass 

der  Wohnraummietsenat beim 

BGH mit Urteil vom 12.1.2011 

(VIII ZR 296/09, ZIV 2011, 5) 

entschieden habe, dass mit der 

Einführung der ausschlussbe-

wehrten Abrechnungs- und Ein-

wendungsfristen nach § 556 

Abs. 3 BGB es keinen Raum 

mehr für die bis dato herrschen-

de Rechtsauffassung gäbe, dass 

die Bezahlung einer Abrechnung 

ein deklaratorisches Schuldaner-

kenntnis beinhalte. Da die Rege-

lung in § 556 Abs. 3 für Gewer-

bemietraumverhältnisse nicht 

gelte, sei die Rechtsprechung 

nicht übertragbar. Mit der Aus-

zahlung des Guthabens habe 

daher der Vermieter ein Schuld-

anerkenntnis abgegeben, so dass 

die Abrechnung nicht mehr hätte 

korrigiert werden können. 

 

Der XII. Zivilsenat sah dies an-

ders.  Der Senat vertrete die 

Auffassung, dass der Vermieter 

von Gewerberaum entsprechend 

der Regelung in § 556 Abs. 3 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbarenist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist.



Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist der Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften
Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten
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BGB verpflichtet sei, innerhalb 

eines Jahres nach Beendigung 

des Abrechnungszeitraumes eine 

Betriebskostenabrechnung zu 

erstellen, soweit die Parteien 

nichts anderes vereinbart hätten 

oder der Vermieter die Verspä-

tung nicht zu vertreten habe 

(BGH-Urteil vom 27.1.2010, XII 

ZR 22/07, ZIV 2010, 6). Den-

noch sei die Begründung des 

VIII. Zivilsenats im Gewerbe-

mietraumrecht nicht tragfähig, 

weil die Ausschlussfristen in § 

556 Abs. 3 BGB insoweit keine 

Anwendung fänden. Die Grenze 

der Korrektur einer Betriebskos-

tenabrechnung in einem Gewer-

bemietverhältnis sei bei der Ver-

jährung oder in Ausnahmefällen 

schon vorher in der Verwirkung 

zu finden. 

Dennoch liege weder in der 

Auszahlung eines Guthabens 

durch den Vermieter, noch in der 

Bezahlung eines Schuldsaldos 

durch den Mieter ein Schuldan-

erkenntnis. Ein Schuldaner-

kenntnis setze als Vertrag zwei 

übereinstimmende Willenserklä-

rungen voraus, die auch konklu-

dent abgegeben werden könnten. 

Die Auszahlung eines Guthabens 

stelle aus der Sicht des Mieters 

keine Willenserklärung dar. Die 

Geldleistung sei eine reine Erfül-

lungshandlung (§ 363 BGB), der 

kein weiterer rechtsgeschäftli-

cher Erklärungswert zukomme. 

Auch in anderen Entscheidung 

außerhalb des Mietrechts habe 

der BGH der Bezahlung einer 

Rechnung grundsätzlich kein 

rechtsgeschäftlichen Erklä-

rungswert beigemessen (Urteil 

vom 11.11.2008, VIII ZR 

265/07, Urteil vom 11.1.2007, 

VII ZR 165/06). Gegen eine 

vertragliche Vereinbarung spre-

che auch die Rechtsauffassung 

des VIII. Zivilsenates, wonach 

der Vermieter innerhalb der 

Abrechnungsfrist die Betriebs-

kostenabrechnung auch noch 

zulasten des Mieters abändern 

könne. Der fehlende Verweis in 

§ 578 Abs. 2 BGB auf die Rege-

lungen des § 556 Abs. 3 BGB 

zeige zudem, dass der Gesetzge-

ber nur im Bereich des Wohn-

raummietrechts ein Bedürfnis 

dafür gesehen habe, für die Ver-

tragsparteien kurzfristige Klar-

heit über die wechselseitigen 

Verbindlichkeiten für das jewei-

lige Abrechnungsjar zu schaffen.  

 

Der Senat hob daher das Urteil 

auf. Die Sache wurde wegen 

weiterer anderer Differenzen 

zwischen den Parteien an die 

Vorinstanz zurück verwiesen 

(XII ZR 62/12). 

 

 

Kommentar 
 

Mögliche Trendwende bei der Befristungsrechtsprechung des BGH 

 
Die Entscheidung des VIII. Zi-

vilsenates zur unwirksamen Be-

fristungsabrede ist in mehrfacher 

Hinsicht beachtlich. Es darf ge-

spannt darauf gewartet werden, 

ob der XII. Zivilsenat sich in 

Bezug auf Befristungsabreden in 

Gewerbemietverträgen hiervon 

inspirieren lässt. Immerhin ist 

festzustellen, dass der XII. Zivil-

senat in den vergangenen Jahren 

in vielfacher Hinsicht die Recht-

sprechung des VIII. Zivilsenates 

nachzeichnet, soweit sich dies 

nicht durch die Besonderheiten 

der Wohnraum-bzw. Geschäfts-

raummiete verbietet (vgl. auch in 

dieser Ausgabe Urteil vom 

10.7.2013 zu den Betriebskos-

tenabrechnungen). 

Beachtlich ist hier zunächst, dass 

der BGH eine Regelungslücke 

annimmt. Ordnet doch das Ge-

setz im Falle einer unwirksamen 

Befristungsabrede in § 575 Abs. 

1 Satz 2 BGB ausdrücklich an: 

Andernfalls gilt das Mietver-

hältnis als auf unbestimmte Zeit 

geschlossen. Nein, so der VIII. 

Zivilsenat, es bleibt eine Rege-

lungslücke, weil die Parteien 

einvernehmlich eine lange Bin-

dung von wenigstens 7 Jahren 

haben wollten. Also holt er im 

Wege der ergänzenden Vertrags-

auslegung einen befristeten 

Kündigungsverzicht hervor.  

 

Eine Parallele findet man im 

Gewerberaummietrecht. Dort 

wollen die Parteien durch die 

Befristung und dem damit ver-

bundenen Ausschluss des or-

dentlichen Kündigungsrechts 

eine dauerhafte Bindung des 

Vertragspartners bewirken. Er-

forderlich ist nach der gesetzli-

chen Regelung hierfür die Ein-

haltung der Schriftform, wenn 

die Bindefrist ein Jahr überstei-

gen soll, § 550 BGB. Wird die 

Schriftform nicht eingehalten, 

ordnet das Gesetz an: Wird der 

Mietvertrag für längere Zeit als 

ein Jahr nicht in schriftlicher 

Form geschlossen, so gilt er für 

unbestimmte Zeit. 

 

In ständiger Rechtsprechung 

betont der XII. Zivilsenat, dass 

das Berufen auf eine fehlerhafte 

Schriftform grundsätzlich nicht 

treuwidrig ist und jede Partei 

ihre ordentliche Kündigung hie-

rauf stützen könne (BGH NJW 

http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1 genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.
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2004, 1103, BGH NJW 2006, 

140, BGH NJW 2007, 3202).  

 

Die Konsequenzen einer fehler-

haften Befristung finden sich 

dennoch hier wie dort im Gesetz: 

Das Mietverhältnis gilt als auf 

unbestimmten Zeit abgeschlos-

sen. Nähme der XII. Zivilsenat 

nun die Argumentation des VIII. 

Zivilsenates auf, dann läge im 

Anschluss hieran eine Vertrags-

lücke vor, die es zu schließen 

gilt. Hier wie da wollten die 

Parteien eine lange Vertragsbin-

dung, die durch einen ordentli-

chen Ausschluss des Rechts zur 

ordentlichen Kündigung ausge-

schlossen werden kann. 

Nur am Rande sei die störende 

Frage aufgeworfen, warum dies 

möglich sein soll, nachdem der 

BGH im Urteil vom 15.7.2009 

(VIII ZR 307/08, ZIV 2009, 60) 

entschieden hat, dass ein befris-

teter Kündigungsausschluss nur 

für höchstens 4 Jahre vereinbart 

werden kann. Begründet wurde 

dies mit einer unangemessenen 

Benachteiligung des Vertrags-

partners nach § 307 BGB, wenn 

und soweit die Befristung eine 

vorformulierte Vertragsregelung 

war. Dort gilt das Verbot der 

geltungserhaltenden Reduktion, 

so dass eine ergänzende Ver-

tragsauslegung nicht in Betracht 

kommt. Im hiesigen Wohnraum-

senatsfall wollte vor allem der 

Mieter, aber wohl auch der 

Vermieter die lange Bindung, so 

dass eine individuelle Regelung 

vorlag.  

Vertragsparteien, denen an 

einem sicheren Vertrag gelegen 

ist, sind daher gut beraten, bei 

künftigen Vertragsabschlüssen 

bei der Verwendung von Ver-

tragsmustern erst einmal die 

Laufzeit offen zu lassen. Auf 

diese Weise kann man hinsicht-

lich der Laufzeit aus dem AGB-

Anwendungsbereich kommen. 

Bei einem Paradigmenwechsel 

des XII. Zivilsenates sichert man  

sich so möglicherweise auch in 

der Zukunft ab, wenn der Ver-

tragspartner dann doch noch 

einen Fehler in der Schriftform 

finden sollte.  

 

 

 

WEG-Recht 
 

Zur Beschlusskompetenz der Gemeinschaft für den Rauchwarnmeldereinbau 

 

Entsprechend der in der Ham-

burgischen Bauordnung formu-

lierten Pflicht beschloss eine 

Wohnungseigentümergemein-

schaft in Hamburg den Einbau 

von Rauchwarnmeldern sowie 

den Abschluss eines Wartungs-

vertrages hierfür. 

 

Ein Wohnungseigentümer focht 

den Beschluss – unter Fristver-

letzung – an. Das Amtsgericht 

Hamburg erklärte den Beschluss 

für nichtig. Auf die Nichtigkeit 

kann sich ein Eigentümer auch 

nach Verstreichen der Anfech-

tungsfrist berufen. Das Gericht 

vertrat die Auffassung, dass der 

Gemeinschaft für eine entspre-

chende Regelung die Beschluss-

kompetenz fehle. Die Berufung 

hiergegen hatte Erfolg. Das 

Landgericht Hamburg kassierte 

das amtsgerichtliche Urteil und 

wies die Klage ab. Die Revision 

zum BGH hatte keinen Erfolg. 

 

Die Karlsruher WEG-Richter 

führten in ihrem Urteil vom 

8.2.13 aus, dass der Beschluss 

von der Beschlusskompetenz der 

Wohnungseigentümer gedeckt 

sei. Diese Rechtsfrage sei bis 

dato umstritten. Die überwie-

gende Ansicht bejahe eine Be-

schlusskompetenz jedenfalls 

dann, wenn eine öffentlich-

rechtliche Einbaupflicht statuiert 

sei. Nach anderer Ansicht seien 

entsprechende Beschlüsse man-

gels Beschlusskompetenz der 

Gemeinschaft nichtig. 

 

Der BGH schloss sich der herr-

schenden Auffassung an. Die 

Beschlusskompetenz sei unab-

hängig davon gegeben, ob sich 

die öffentlich-rechtliche Ver-

pflichtung an die einzelnen 

Wohnungseigentümer, an die 

Gesamtheit der Wohnungseigen-

tümer  oder die Wohnungseigen-

tümergemeinschaft als Verband 

richte. Die sachenrechtliche 

Einordnung von Rauchwarnmel-

dern hindere die Annahme einer 

Beschlusskompetenz nicht. Zwar 

bestünde für Maßnahmen am 

Sondereigentum generell keine 

Beschlusskompetenz der Woh-

nungseigentümer. Dies gelte 

auch dann, wenn öffentlich-

rechtliche Vorschriften die Maß-

nahmen erforderten. Rauch-

warnmelder, die aufgrund eines 

Beschlusses der Wohnungs-

eigentümer angebracht worden 

seien, stünden nicht im Sonder-

eigentum. Offen bleiben könne 

dabei die Rechtsfrage, ob es sich 

auch um wesentliche Bestandtei-
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le oder um Zubehör handele.  

Seien Rauchwarnmelder wesent-

liche Bestandteile im Sinne von 

§ 94 Abs. 2 BGB, folge dies 

bereits aus § 5 Abs. 2 WEG. 

Danach seien Teile des Gebäu-

des, die für dessen Bestand oder 

Sicherheit erforderlich seien, 

nicht Gegenstand des Sonder-

eigentums, selbst wenn sie sich 

im Bereich des Sondereigentums 

befänden. Zu solchen Teilen 

zählten Rauchwarnmelder jeden-

falls dann, wenn sie gesetzlich 

vorgeschrieben seien. Qualifizie-

re man die Rauchwarnmelder 

nicht als wesentliche Bestandtei-

le, sondern als Zubehör im Sinne 

von § 97 BGB, stünden diese 

regelmäßig im Eigentum dessen, 

der die Anschaffung und Instal-

lation veranlasst habe.  Bei 

einem auf einem Beschluss der 

Eigentümer beruhenden Einbau 

sei dies im Zweifel die Gemein-

schaft als Verband. Rauchwarn-

melder, die ein Wohnungseigen-

tümer in seinen Räumen bereits 

selbst angebracht habe, stünden 

bei einer Einordnung als Zube-

hör zwar in dessen Eigentum. 

Die Wohnungseigentümer seien 

hierdurch aber nicht gehindert, 

den Einbau von (neuen) Rauch-

warnmeldern zu beschließen. 

Inwieweit sie bei der Beschluss-

fassung darauf Rücksicht neh-

men müssten, dass einzelne 

Eigentümer ihrer Einbaupflicht 

bereits nachgekommen seien, sei 

eine Frage der ordnungsgemäßen 

Verwaltung. 

 

Der Einbau der Rauchwarnmel-

der sei zudem mit keinem unzu-

lässigen Eingriff in das Sonder-

eigentum verbunden. Befestigt 

würden sie an den nach § 5 Abs. 

2 WEG zwingend im Gemein-

schaftseigentum stehenden 

Zimmerdecken. Der Wohnungs-

eigentümer habe den Zutritt zur 

Wohnung zu dulden. Im Gegen-

zug gewähre ihm das Gesetz im 

Falle einer Schädigung einen 

Anspruch auf Ersatz des Scha-

dens, § 14 Nr. 4 WEG (V ZR 

238/11).

 

 

Technische Anforderungen an Instandsetzungsmaßnahmen der WEG 
 

Über den Streit der technischen 

Anforderungen von Sanie-

rungsmaßnahmen in einer Berli-

ner WEG entschied der BGH 

letztinstanzlich mit Urteil vom 

24.5.2013. Im Rahmen eines von 

der Gemeinschaftsordnung zuge-

lassenen Ausbaus eines Tro-

ckenbodens oberhalb einer 

Dachgeschosswohnung wurden 

echter Hausschwamm sowie 

weitere, holzzerstörende Pilze 

vorgefunden. Die Wohnungsei-

gentümerin beauftragte einen 

Bausachverständigen mit der 

Erstellung eines Gutachtens. 

Dieser empfahl eine Sanierung 

nach DIN 68800 i.V.m. mit dem 

WTA-Merkblatt Nr. 1-2-05/D 

(im Folgenden nur noch DIN 

68800).  

 

Die Wohnungseigentümerge-

meinschaft fasste daraufhin den 

Beschluss, ein eigenes Gutach-

ten in Auftrag zu geben. Der 

hierdurch beauftragte Sachver-

ständige kam zu dem Ergebnis, 

dass nur leichte Schäden der 

Deckenkonstruktion vorlägen, 

die erheblich geringere Baumaß-

nahmen erforderten. Die Ge-

meinschaft fasste daraufhin meh-

rere Beschlüsse, die auf eine 

reduzierte Sanierungsvariante 

abzielten, gleichwohl aber bau-

technisch regelkonform erfolgen 

sollten. Auf die Beschlussan-

fechtung hin hob das Amtsge-

richt die Beschlüsse auf und traf 

nach § 21 Abs. 8 WEG eigen-

ständig die Regelung, dass nach 

DIN 68800 zu sanieren sei (sog. 

Ersetzungsbeschluss). Die Beru-

fung hiergegen war erfolglos.  

 

Auf die Revision hin wurden die 

Urteile der Vorinstanzen kassiert 

und die Sache zur erneuten Ver-

handlung zurückverwiesen.  Die 

Karlsruher Richter bestätigten 

das Berufungsgericht in der 

Rechtsansicht, dass mit Blick auf 

die Werterhaltung und die Ver-

käuflichkeit von Eigentumswoh-

nungen nur eine den allgemein 

anerkannten Stand der Technik 

sowie die Regeln der Baukunst 

beachtende Sanierung den 

Grundsätzen einer ordnungsge-

mäßen Verwaltung entspräche. 

Dies träfe jedenfalls dann zu, 

wenn wie vorliegend gravieren-

de Mängel gegeben seien. Da 

DIN-Normen die Vermutung in 

sich trügen, dass sie den Stand 

der allgemein anerkannten Re-

geln der Technik wiedergäben, 

führe dies im rechtlichen Aus-

gangspunkt dazu, dass solche 

Sanierungen nur dann ordnungs-

gemäßer Verwaltung entsprä-

chen, wenn sie DIN-gerecht 

durchgeführt würden. 

 

Diese Vermutung könne jedoch 

entkräftet werden. Nur wenn 

dies gelänge, bleibe das den 

Wohnungseigentümern (§ 21 

Abs. 3 WEG) bzw. dem Richter 

(§ 21 Abs. 8 WEG) eingeräumte 

Gestaltungsermessen, eine von 

den DIN-Normen abweichende 

Sanierung durchzuführen. 

 

DIN-Normen seien keine 

Rechtsnormen, sondern vielmehr 

private technische Regelungen 

mit Empfehlungscharakter, die 

hinter den anerkannten Regeln 

der Technik zurück bleiben kön-

nen, weil sich die technische 

Entwicklung vielfach schneller 

http://www.bundesgerichtshof.de/
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Gebäudes gehören die zur Herstellung des Gebäudes eingefügten
Sachen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, sowie
Anlagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigentümer
dienen, sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn sie sich im Bereich der
im Sondereigentum stehenden Räume befinden.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Zubehör sind bewegliche Sachen, die, ohne Bestandteile der Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen
Zwecke der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden
räumlichen Verhältnis stehen. Eine Sache ist nicht Zubehör, wenn sie im Verkehr nicht als Zubehör angesehen
wird.
(2) Die vorübergehende Benutzung einer Sache für den wirtschaftlichen Zweck einer anderen begründet nicht
die Zubehöreigenschaft. Die vorübergehende Trennung eines Zubehörstücks von der Hauptsache hebt die
Zubehöreigenschaft nicht auf.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
4. das Betreten und die Benutzung der im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile zu
gestatten, soweit dies zur Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlich ist; der hierdurch entstehende Schaden ist zu ersetzen.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Soweit die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums nicht durch Vereinbarung der Wohnungseigentümer geregelt ist, können die Wohnungseigentümer eine der Beschaffenheit des gemeinschaftlichen Eigentums entsprechende ordnungsmäßige Verwaltung durch Stimmenmehrheit beschließen.


Schultze
Kommentar zu Text
(8) Treffen die Wohnungseigentümer eine nach dem Gesetz erforderliche Maßnahme nicht, so kann an ihrer Stelle das Gericht in einem Rechtsstreit gemäß § 43 nach billigem Ermessen entscheiden, soweit sich die Maßnahme nicht aus dem Gesetz, einer Vereinbarung oder einem Beschluss der Wohnungseigentümer ergibt.
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vollzöge, als die DIN-Normen 

dies inhaltlich nachvollziehen 

könnten. 

 

Die Beklagten hätten bereits in 

der Berufungsschrift darauf hin-

gewiesen, dass neuere, für den 

Sanierungsaufwand entschei-

dende biologische Erkenntnisse 

über Holzschädlinge den Sanie-

rungsaufwand verändert hätten, 

so dass die DIN nicht mehr den 

technischen Möglichkeiten ent-

spräche. Für diese Darstellung 

sei Sachverständigenbeweis 

angeboten worden. Das Beru-

fungsgericht sei diesem Beweis-

antritt nicht nachgegangen, son-

dern habe hierüber selbst ent-

schieden. Zwar könne ein Ge-

richt von der an sich erforderli-

chen Einholung eines Sachver-

ständigengutachtens bei Vorlie-

gen eigener Sachkunde absehen. 

Das setze jedoch voraus, dass 

die Sachkunde des Gerichts den 

Parteien vor der Entscheidung 

bekannt gemacht und zudem im 

Urteil im Einzelnen dargelegt 

würde (BGH-Urteil vom 

21.3.2000, VI ZR 158/99). Die-

sen Erfordernissen habe das 

Berufungsgericht nicht genügt, 

weshalb das Urteil aufzuheben 

und die Sache zur weiteren Ver-

handlung zurück zu verweisen 

sei. Zu beachten sei für das wei-

tere Verfahren, dass die Be-

schlussersetzung nach § 21 Abs. 

8 WEG in die Privatautonomie 

der Wohnungseigentümer ein-

greife, weshalb das Gericht in-

soweit nur Maßnahmen anord-

nen dürfe, die für einen effekti-

ven Rechtsschutz unbedingt 

notwendig seien. Es sei daher 

stets zu prüfen, ob und ggf. auf 

welche Weise es den Woh-

nungseigentümern ermöglicht 

werden könne, noch selbst in 

eigener Regie eine Entscheidung 

zu treffen.  Dabei genüge es in 

der Regel, wenn das Gericht 

nach § 21 Abs. 8 WEG die ent-

scheidende Richtung – hier die 

Art der Sanierung – vorgebe. Sei 

dagegen zudem die Konkretisie-

rung – hier die Art der Sanierung 

– im Streit, sei der Ersetzungs-

beschluss detaillierter zu fassen, 

so dass insoweit für den zur 

Umsetzung berufenen Verwalter 

klar sei, welche konkreten Maß-

nahmen zu veranlassen seien (V 

ZR 182/12).  

 

 

Videoüberwachung in WEG-Wohnanlage in strengen Grenzen zulässig 
 

In einer Berliner Wohnanlage 

wurde im März 2008 an dem 

frisch renovierten Eingangsbe-

reich des Gebäudes ein Farban-

schlag verübt. Unter Zustim-

mung der späteren Klägerin 

wurde daraufhin im Mai 2008 

die Installation einer Video-

überwachungskamera beschlos-

sen. In dem Beschluss wurde 

bestimmt, dass die Videodaten 

durch ein zertifiziertes Unter-

nehmen ausgelesen werden dürf-

ten, wenn drei Eigentümer eine 

Straftat meldeten. Dem Protokoll 

ist der Wunsch zu entnehmen, 

dass die Überwachung eine tem-

poräre Maßnahme darstelle. Mit 

Hilfe der Videoaufzeichnung 

konnte im Folgenden ein Fahr-

raddiebstahl aufgeklärt werden. 

 

Auf der Eigentümerversamm-

lung vom 28.5.2010 wurde der 

Antrag einer Wohnungseigen-

tümerin, die Videoüberwa-

chungsanlage wieder abzubauen, 

abgelehnt. Dabei wurde im Pro-

tokoll auch festgehalten, dass  

der Vorteil der Videoüberwa-

chungsanlage auch darin gese-

hen werde, einen Überblick we-

gen Prostitution und bordellarti-

gem Betrieb zu haben. Die 

Wohnungseigentümerin focht 

den Beschluss an und verlangte 

die Zustimmung der Miteigen-

tümer zur Entfernung der Video-

anlage. Die Klage wurde in den 

ersten beiden Instanzen abge-

wiesen. Der BGH hob die Urtei-

le auf und gab der Klage statt 

(Urteil vom 24.5.2013). 

 

Der BGH führte in seinem Urteil 

aus, dass der Einbau einer Vi-

deoanlage zur Überwachung von 

Teilen des Gemeinschaftseigen-

tums grundsätzlich zulässig sei, 

wenn die Überwachung durch 

die Gemeinschaft erfolge und 

die Voraussetzungen von § 6b 

BDSG eingehalten seien. 

 

Nach der Rechtsprechung des 

BGH könne die Herstellung von 

Filmaufzeichnungen einer Per-

son auch in öffentlich zugängli-

chen Bereichen einen unzulässi-

gen Eingriff in das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht des Betrof-

fenen darstellen. Dies gelte auch 

dann, wenn keine Verbreitungs-

absicht bezüglich des Filmmate-

rials bestünde.  

 

Ob ein derartiger rechtswidriger 

Eingriff anzunehmen sei, ergäbe 

eine Würdigung aller Umstände 

des Einzelfalles und eine die 

verfassungsrechtlich geschützte 

Positionen der Beteiligten be-

rücksichtigende Güter- und Inte-

ressenabwägung (BGH-Urteil 

vom 25.4.1995, NJW 1995, 

1957). Da der Einzelne grund-

sätzlich selbst entscheiden dürfe, 

wann und innerhalb welcher 

Grenzen er persönliche Lebens-

sachverhalte oder Daten offenba-

re, müssten bei der Installation 

von Anlagen der Videoüberwa-

chung auf einem Privatgrund-

stück mehrere Grenzen beachtet 

werden. So müsse sichergestellt 

sein, dass weder der angrenzen-

de öffentliche Bereich, noch 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
Einrichtungen
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen
(Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie
1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen,
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.
(2) Der Umstand der Beobachtung und die verantwortliche Stelle sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen.
(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Für einen anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder genutzt werden, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist.
(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese über eine Verarbeitung oder Nutzung entsprechend den §§ 19a und 33 zu benachrichtigen.
(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.
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benachbarte Privatgrundstücke 

oder der gemeinsame Zugang zu 

diesen von den Kameras erfasst 

würden, sofern nicht ein das 

Persönlichkeitsrecht der Betrof-

fenen überwiegendes Interesse 

des Betreibers  der Anlage im 

Rahmen der Abwägung festzu-

stellen sei (BGH Urteil vom 

16.3.2010, VI ZR 176/09). Diese 

Rechtsprechung habe der Senat 

auf das Verhältnis der Woh-

nungseigentümer untereinander 

übertragen (Urteil vom 8.4.2011, 

V ZR 210/10, ZIV 2011, 28). 

 

Eine Videoüberwachung ist da-

nach zulässig, wenn das Über-

wachungsinteresse der Gemein-

schaft gegenüber dem Interesse 

des einzelnen Wohnungseigen-

tümers oder eines Dritten, dessen 

Verhalten mitüberwacht werde, 

überwiege. Ferner müsse die 

Ausgestaltung der Überwachung 

inhaltlich und formell dem 

Schutzbereich des Einzelnen 

ausreichend Rechnung tragen. 

In Anlehnung an § 6b BDSG sei 

der Betrieb einer Videoüber-

wachung unter Aufsicht und 

Regie der Gemeinschaft zuläs-

sig, wenn ein berechtigtes – 

konkret und verbindlich festzu-

legendes – Gemeinschaftsinte-

resse gegenüber dem Interesse 

des Einzelnen überwiege. Dies 

sei zur Vermeidung und Aufklä-

rung von Straftaten gegeben.  

 

Ferner müsse der Umfang fest-

gelegt und auf das Notwendige 

beschränkt sein. So könne eine 

Überwachung im Eingangsbe-

reich zulässig sein. Eine Über-

wachung des gesamten Treppen-

hauses einschließlich Woh-

nungstüren aber nicht (vgl. LG 

München, ZWE 2012, 233). 

Auch der Umfang der Aufzeich-

nungen, die Dauer ihrer Aufbe-

wahrung und der Zugriff hierauf 

müssten im Beschluss verbind-

lich festgelegt werden, wobei 

auch hier die Grenzen nicht be-

liebig ausgestaltet werden dürf-

ten. So sei ein genehmigter Zu-

griff durch Strafverfolgungsbe-

hörden jedenfalls zulässig, ein 

solcher durch einzelne Woh-

nungseigentümer jedenfalls un-

zulässig. 

Im konkreten Fall genügte der 

Beschluss diesen Anforderungen 

nicht. Der BGH verpflichtete 

daher die Beklagten, die Video-

anlage zu entfernen. Wie das 

Protokoll der letzten Versamm-

lung erkennen lasse, weitete die 

Gemeinschaft die Überwa-

chungszwecke schleichend aus. 

Die Anlage diente nicht mehr 

nur allein dem Zweck, kriminel-

le Handlungen aufzuklären und 

zu vermeiden, sondern auch die 

Ausübung der Prostitution zu 

überwachen. Die schutzwürdi-

gen Interessen der Klägerin an 

der Wahrung ihrer Privatsphäre 

seien förmlich nicht mehr abge-

sichert und auch tatsächlich 

schleichend gefährdet. Auch 

seien die Zwecke der Überwa-

chung im Erstbeschluss nicht 

hinreichend eindeutig fixiert. 

Gleiches gelte für den Zugriff 

auf die Videoaufzeichnung. 

Auch fehle eine Festlegung, für 

welche Zwecke die Aufzeich-

nungen durch wen verwendet 

werden dürften (V ZR 220/12).

 

 

BGH zum Gesamtwirtschaftsplan 

 
Nach § 28 Abs. 1  Nr. 1 WEG 

muss der Gesamtwirtschaftsplan 

die voraussichtlichen Einnahmen 

und Ausgaben der Verwaltung 

der Immobilie enthalten. Der 

BGH hatte sich im Urteil  vom 

7.6.2013 mit der Rechtsfrage zu 

befassen, ob es für einen form-

gerechten Wirtschaftsplan auch 

erforderlich ist, die voraussicht-

lichen Hausgeldzahlungen anzu-

geben. Der Verwalter hatte die 

voraussichtlichen Kosten ange-

setzt und hiervon die voraus-

sichtlichen Einnahmen mit Aus-

nahme der Hausgelder abgezo-

gen, um den Bedarf an Beitrags-

leistungen der Wohnungseigen-

tümer zu ermitteln.  

Der V. Zivilsenat entschied, dass 

dies ein zulässiges Mittel sei, um 

den Finanzierungsbedarf der 

Gemeinschaft zu berechnen. 

Daher müssten die voraussichtli-

chen Hausgeldeinnahmen nicht 

noch einmal gesondert im Plan 

ausgewiesen werden. Dem Ge-

setz sei nämlich nicht zu ent-

nehmen, wie der Ausweis der 

notwendigen Hausgeldzahlungen 

zu erfolgen habe.  

 

Der Verwalter sei insoweit in der 

Darstellung sehr frei. Die gesetz-

liche Regelung gebe keine kon-

krete Form der Gestaltung des 

Wirtschaftsplanes vor. Die in 

den §§ 238 ff. HGB normierten 

Vorschriften über die Handelbü-

cher, insbesondere die über die 

Aufstellung einer Bilanz und 

einer Gewinn- und Verlustrech-

nung seien nicht anwendbar, da 

die Gemeinschaft kein Kauf-

mann im Sinne von §§ 1 ff HGB 

sei. Geboten sei daher lediglich 

eine für den Wohnungseigentü-

mer nachvollziehbare Darstel-

lung, die sich an der Funktion 

des Wirtschaftsplanes ausrichte. 

 

Daher könne i.d.R. davon ausge-

gangen werden, dass die aus 

dem Wirtschaftsplan ersichtliche 

Deckungslücke zwischen den 

voraussichtlichen Ausgaben und 

den sonstigen Vermögenszuflüs-

http://www.bundesgerichtshof.de/
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Kommentar zu Text
(1) Der Verwalter hat jeweils für ein Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Der Wirtschaftsplan enthält:
1. die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben bei der Verwaltung des
gemeinschaftlichen Eigentums;
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sen der Gemeinschaft – die ent-

weder ausdrücklich als Summe 

genannt werde oder sich durch 

Addition der einzelnen Posten 

ermitteln ließe – durch die Be-

lastung der Wohnungseigentü-

mer mit Hausgeldvorschüssen 

ausgeglichen werden solle.  Für 

den einzelnen Wohnungseigen-

tümer könnten – auch wenn er 

nur die Höhe des auf ihn entfal-

lenden Hausgeldes erfahre – 

keine vernünftigen Zweifel da-

ran bestehen, dass nicht nur er, 

sondern auch die anderen Woh-

nungseigentümer nach den in 

dem Wirtschaftsplan erläuterten 

Verteilungsschlüsseln belastet 

würden und das Kostende-

ckungsprinzip gewahrt werde. 

 

Die Mitteilung der auf die ande-

ren Wohnungseigentümer kon-

kret entfallenden Hausgeldvor-

schüsse sei daher nicht erforder-

lich. Dies gelte auch im Fall der 

dauernden Uneinbringlichkeit 

dieser Forderungen. Die Ein-

nahmenseite dürfe in diesem Fall 

nicht gekürzt werden, da dies 

nicht zu einer ausgeglichenen 

Liquiditätsplanung führen wür-

de. Vielmehr müsse ach ein in-

solventer Wohnungseigentümer 

in den Wirtschaftsplan einbezo-

gen werden, da er andernfalls 

nicht zur Zahlung des Hausgel-

des verpflichtet würde. Die Un-

einbringlichkeit von Hausgel-

dern sei vor diesem Hintergrund 

ausgabenerhöhend zu berück-

sichtigen und müsse sich aus 

dem Gesamtwirtschaftsplan 

ergeben (V ZR 211/12). 

 

 

Erbenhaftung bei Wohngeldschulden 

 
Der Erbe haftet als Gesamt-

rechtsnachfolger für die Nach-

lassverbindlichkeiten grundsätz-

lich unbeschränkt, § 1967 BGB. 

Ein nach Annahme der Erbschaft 

gegen den Erben erwirkter Voll-

streckungstitel kann daher auch 

dazu verwendet werden, unbe-

schränkt in dessen persönliches 

Vermögen zu vollstrecken. Die 

Haftung des Erben ist jedoch nur 

eine vorläufige. Er kann noch im 

Rechtsstreit seine Haftung auf 

den Nachlass beschränken, § 780 

ZPO. 

 

Da der Erbe bei Immobilien 

Eigentümer wird, war bei 

Wohngeldschulden in der Ver-

gangenheit streitig, ob und ab 

wann Wohngeldschulden Nach-

lassverbindlichkeiten sind, für 

die der Erbe ggf. nur beschränkt 

haftet oder ob er für sie unbe-

schränkt wie jeder andere Eigen-

tümer auch haftet. Mit dieser 

Abgrenzungsfrage beschäftigte 

sich der BGH im Urteil vom 

5.7.2013. 

 

Die beiden Erben wurden im Juli 

bzw. August 2008 als Eigentü-

mer im Grundbuch eingetragen. 

Hausgeldbeiträge leisteten sie 

anschließend nicht. Die Woh-

nungseigentümergemeinschaft 

klagte schließlich Wohngeld-

schulden für die Jahre 2008 bis 

2010 ein. Das Amtsgericht 

Wuppertal verurteilte die beiden 

Erben zur Zahlung von rund 

11.000 € unter Beschränkung der 

Haftung auf den Nachlass (§ 780 

ZPO). Das LG Düsseldorf hob 

die Haftungsbeschränkung in der 

Berufungsinstanz unter Auf-

rechterhaltung des amtsgerichtli-

chen Urteils im Übrigen auf. Der 

BGH wiederum hob das landge-

richtliche Urteil auf. 

 

In den Entscheidungsgründen 

führte er aus, dass es für die 

Frage der Rechtmäßigkeit des 

Haftungsvorbehaltes darauf an-

käme, ob Nachlassverbindlich-

keiten oder Eigenverbindlichkei-

ten des Erben vorlägen. Es sei in 

Rechtsprechung und Rechtslehre 

umstritten, ob die Hausgeldver-

bindlichkeiten, die nach dem 

Erbfall fällig würden, Nachlass-

verbindlichkeiten oder (auch) 

Eigenverbindlichkeiten des 

Erben seien. Nach einer Auffas-

sung stellten sie reine Nachlass-

verbindlichkeiten dar, weil sie 

nicht auf dem freien Entschluss 

des Erben, eine Verbindlichkeit 

neu zu begründen, beruhten, 

sondern auf dem Entschluss des 

Erblassers, Wohneigentum zu 

erwerben. Überwiegend werde 

diese Ansicht dahingehend mo-

difiziert, dass dann, wenn der 

Erbe zu erkennen gebe, dass er 

die Wohnung für sich behalten 

wolle, eine Eigenverbindlichkeit 

des Erben entstünde, für die er 

mit seinem eigenen Vermögen 

voll hafte. 

 

Eine andere Meinung differen-

ziere danach, ob die Hausgeld-

schulden ihre Grundlage in 

einem bereits vor dem Erbfall 

gefassten Beschluss der Woh-

nungseigentümer hätten, oder 

auf einem erst danach gefassten 

Beschluss beruhe. 

 

Der V. Zivilsenat entschied die 

Streitfrage nun dahingehend, 

dass eine Eigenverbindlichkeit 

dann vorliegt, wenn die Haus-

geldverbindlichkeiten nach dem 

Erbfall fällig werden oder nach 

dem Erbfall durch Beschluss der 

Gemeinschaft begründet würden. 

Weitere Voraussetzung sei fer-

ner, dass der Erbe die Erbschaft 

angenommen habe oder er die 

Ausschlagungsfrist ungenutzt 

verstreichen ließ und ihm fak-

tisch die Möglichkeit eröffnet 

http://www.bundesgerichtshof.de/
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(2) Zu den Nachlassverbindlichkeiten gehören außer den vom Erblasser herrührenden Schulden die den Erben als solchen treffenden Verbindlichkeiten, insbesondere die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtnissen und Auflagen.
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sei, die Wohnung zu nutzen. 

Dabei stellte der BGH klar, dass 

das Merkmal der Wohnungsnut-

zung sehr weit gefasst sei. Hie-

runter falle die Eigennutzung 

genauso, wie die Vermietung 

oder die Aufrechterhaltung der 

Vermietung, der Verkauf oder 

sonstige Ziehungen von Nutzun-

gen, ja sogar das willentliche 

leer stehen lassen falle hierunter. 

Auch dieser Verfahrensweise 

liege eine Entscheidung des 

Erben zugrunde. Nur – in von 

dem Erben darzulegenden und 

zu beweisenden – Ausnahmefäl-

len sei ein passives Verhalten 

des Erben im Hinblick auf eine 

zum Nachlass gehörende Eigen-

tumswohnung nicht als eine die 

Eigenhaftung begründende 

Maßnahme der Verwaltung zu 

qualifizieren. Das sei beispiel-

weise der Fall, wenn der Erbe 

aufgrund einer Belastung der 

Wohnung mit einem Wohnrecht 

für einen Dritten keine Hand-

lungsoptionen im Hinblick auf 

die Nutzung der Wohnung habe 

und zudem keine Nutzungen aus 

ihr zöge und auch nicht ziehen 

könne. Sobald er aber an Be-

schlüssen der Eigentümerver-

sammlung mitwirke, liege auch 

in dieser Konstellation ein Ver-

waltungshandeln des Erben. 

 

Da diese Abgrenzung in den 

Vorinstanzen nicht berücksich-

tigt werden konnte, verwies der 

BGH die Sache zur erneuten 

Verhandlung zurück (V ZR 

81/12). 

 

 

 

Baurecht 
 

Falsche Parteibezeichnung bei Einleitung des selbständigen Beweisverfahrens 
 
 

 
Eine Wohnungseigentümerge-

meinschaft leitete am 5.4.2007 

als verjährungshemmende Maß-

nahme ein selbständiges Be-

weisverfahren wegen Baumän-

geln an der Wohnanlage ein. Die 

Antragstellerin war bezeichnet 

mit „WEG-B-Straße 4 in Leipzig 

(Name aller Eigentümer siehe 

Liste Anlage A1), vertreten 

durch den WEG-Verwalter“. Der 

Antrag wurde formlos zugestellt. 

Der Verwalter hatte sich zuvor 

von allen Eigentümern eine 

Vollmacht erteilen lassen, die 

dem Antrag auch beigefügt wor-

den war. Gut zwei Monate später 

genehmigten die Wohnungs-

eigentümer die Durchführung 

des selbständigen Beweisverfah-

rens mit Beschluss vom 

23.6.2007. Daneben wurde be-

schlossen, notfalls auch im An-

schluss Klage einzureichen.  Die 

Klageerhebung erfolgte rund ein 

Jahr später. Die Beklagte wandte 

die Einrede der Verjährung ein.  

 

Das Landgericht Leipzig gab der 

Klage statt. Auf die  Berufung 

zum Oberlandesgericht wurde 

das Urteil aufgehoben und die 

Klage abgewiesen. Der Bundes-

gerichtshof hob wiederum das 

Urteil des Oberlandesgerichts 

Dresden auf und stellte das land-

gerichtliche Urteil wieder her.  

 

Der für Bausachen zuständige 

VII. Zivilsenat stellte im Urteil 

vom 20.6.2013 fest, dass dem 

Berufungsgericht noch in der 

Ansicht zu folgen sei, dass der 

teilrechtsfähige Verband, also 

die Wohnungseigentümerge-

meinschaft mangels materieller 

Berechtigung keine Hemmung 

der Verjährung durch Einleitung 

eines selbständigen Beweisver-

fahrens habe herbeiführen kön-

nen. Eine hierfür erforderliche 

Prozessstandschaft  zugunsten 

des Verbandes könne nur durch 

eine vorherige Beschlussfassung 

hergestellt werden, die indessen 

erst nach der Antragseinreichung 

erfolgt sei. Richtig sei auch, dass 

die Genehmigung des Verwal-

terhandelns keine Rückwirkung 

zukomme, sondern nur ex nunc 

wirke (BGHZ 46, 221, 229).  

 

Diese Feststellungen genügten 

indessen dem BGH nicht. Er 

monierte, dass das Oberlandes-

gericht versäumt habe, den An-

trag auf Durchführung des selb-

ständigen Beweisverfahrens 

auszulegen. Der Antrag sei ob-

jektiv mehrdeutig gewesen. Die 

Partei sei zwar mit dem Namen 

des teilrechtsfähigen Verbandes 

bezeichnet worden. Überflüssig 

für diesen Antrag war es dann 

aber, die Namen aller Eigentü-

mer zu benennen und deren 

Vollmachten vorzulegen. Der 

mit der Klage oder Antragsstel-

lung bezweckte Erfolg dürfe 

nicht an der fehlerhaften Be-

zeichnung der Partei scheitern, 

wenn im Übrigen keine Zweifel 

an dem wirklich Gewollten be-

stehen könnten und alle Erfor-

dernisse im Übrigen gegeben 

seien. Grundsätzlich sei davon 

auszugehen, dass eine Prozess-

partei mit ihrer Prozesshandlung 
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das bezwecke, was nach den 

Maßstäben der Rechtsordnung 

vernünftig sei und ihrer Interes-

senlage entspreche (Urteil vom 

5.4.2001, VII ZR 135/00, BGHZ  

146, 298, 310). Es sei daher 

davon auszugehen, dass der 

WEG-Verwalter im Namen der 

Rechtsinhaber den Antrag auf 

Durchführung eines selbständi-

gen Beweisverfahrens gestellt 

und damit die Verjährung ge-

hemmt habe. 

 

Die fehlende förmliche Zustel-

lung des Antrages sei zudem 

nach der Rechtsprechung des 

BGH unschädlich (BGH-Urteil 

vom 27.1.2011, VII ZR 186/09). 

Die Ansprüche der Gemein-

schaft seien daher nicht verjährt 

gewesen, als die Klage einge-

reicht wurde (VII ZR 71/11). 

 

 

Vergessenes Ankreuzen in Vertragsformular 

 
Ein Auftraggeber schloss einen 

VOB-Werkvertrag mit einem 

anderen Unternehmen. Unter der 

Rubrik Vertragsstrafe wurde 

handschriftlich die prozentualen 

Höchstgrenzen mit „0,1“ (je 

Werktag) und 5 (von der Ge-

samtauftragssumme) eingetra-

gen. Der Bereich des Vertrags-

musters mit der Vertragsstrafen-

vereinbarung an sich, für das ein 

Ankreuzkästchen vorgesehen 

war, wurde indessen nicht ange-

kreuzt. LG und OLG Köln er-

achteten dies als unbeachtlich, 

weil das Ausfüllen der Prozent-

zahlen keinen Sinn gemacht 

hätte, wenn man nicht auch die 

Vertragsstrafe hätte vereinbaren 

wollen. Das fehlende Kreuz im 

Ankreuzkästchen sei nur verges-

sen worden, ohne dass dem ein 

Erklärungswert beizumessen sei. 

 

Das sah der für Bausachen zu-

ständige VII. Zivilsenat beim 

BGH anders. Trüge der Klausel-

verwender Prozentzahlen ein 

und fülle das Ankreuzfeld nicht 

aus, könne es sich um die bloße 

Vorbereitung einer etwaigen 

Vertragsstrafenvereinbarung 

handeln.  Ein solches Verständ-

nis sei nicht unsinnig oder wi-

dersprüchlich wie das Beru-

fungsgericht meine. Wähle der 

Klauselverwender eine entspre-

chende Formulargestaltung, 

müsse er sich grundsätzlich da-

ran messen lassen und dafür 

sorgen, dass das vorgesehene 

Feld angekreuzt werde, wenn er 

dessen Inhalt als gültig behan-

delt wissen wolle. Der Vorbehalt 

der Vertragsstrafe im Abnahme-

protokoll verlange keine andere 

Beurteilung. Denn der Vorbehalt 

sorge nur dafür, dass der Auf-

traggeber seinen Anspruch nicht 

verlöre, er könne ihn hierdruch 

indessen nicht begründen. Viel-

mehr setze der Vertragsstrafen-

vorbehalt eine wirksame Ver-

tragsstrafenvereinbarung voraus, 

Urteil vom 20.6.2013 (VII ZR 

82/12).

 

 

 

Veranstaltungen 
 
WEG-Fischen-Tagung vom 23. bis 25.10.2013: 

 
Verwaltung durch die Gemeinschaft – Funktion, Aufgaben und Haftung des Verwalters 

 
 
Programm: 
 
 
Mittwoch, 23. Oktober 2013 
 
12.00 – 14.00 Uhr Empfang und Eröffnung der Fachausstellung 

 
14.00 – 14.15 Uhr Begrüßung 
Dr. iur. h.c. Steffen Heitmann, Staatsminister a.D., Präsident des ESWiD; Bürgermeister Edgar Rölz 

 
14.15 – 14.45 Uhr Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums durch die Gemeinschaft 

– Die Gemeinschaft als Verband: ein weiteres Verwaltungsorgan? 
– Gemeinschaftsbezogene Pflichten – § 10 Abs. 6 Satz 3 WEG 
– Handeln des Verbandes durch Eigentümer und Verwalter 
Univ.-Prof. Dr. Christian Armbrüster, Berlin 
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14.45 – 15.00 Uhr Diskussion 

 
15.00 – 15.30 Uhr Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflichten 

– Verkehrssicherungspflichten für das Gemeinschafts- und Sondereigentum 
– Wahrnehmung durch die Gemeinschaft, den Verwalter und/oder Eigentümer 
– Übertragung von Verkehrssicherungspflichten 
– Beschlusskompetenz 
– Tätige Mithilfe durch Wohnungseigentümer 
Wolfgang Dötsch, RiOLG, Köln 

 
15.30 – 15.45 Uhr Diskussion 

 
15.45 – 16.30 Uhr Kaffeepause – Kennenlernen – Gespräche 

 
16.30 – 17.00 Uhr Wahrnehmung von Instandhaltung und Instandsetzungspflichten 

– Abnahme vom Bauträger 
– Erfüllung öffentlich-rechtlicher Anforderungen 
– Modernisierungsankündigung gem. § 555c BGB 
– Zahlungspflichten 
– Wahrnehmung durch die Gemeinschaft und/oder den Verwalter 
– Übertragung auf Dritte 
Dr. Oliver Elzer, RiKG, Berlin 

 
17.00 – 17.15 Uhr Diskussion 

 
17.15 – 17.35 Uhr Wahrnehmung öffentlicher Abgabenpflichten 

– Öffentlich-rechtliche Lasten und Abgabenpflichten – bezogen auf Grundstück und Wohnungseigentum 
– Wahrnehmungsbeschluss erforderlich? 
– Haftung der Wohnungseigentümer – Erfüllungsübernahme durch die Gemeinschaft 
– Wirtschaftsplan und Jahresrechnung 
Prof. Dr. Matthias Becker, FH für Rechtspflege NRW, 
Bad Münstereifel 

 
17.35 – 17.45 Uhr Diskussion 

 
17.45 Uhr Ende 

 
 
Donnerstag, 24. Oktober 2013 
 
09.00 – 09.15 Uhr Biblisches Wort zum Tag in der ev. Kirche Fischen 
Pfarrer Helmut Klaubert

 

09.45 – 10.15 Uhr Pflicht zur Ansammlung einer Instandhaltungsrückstellung 

– Instandhaltungsrückstellung (IRS) – Aufgaben und Befugnisse von Gemeinschaft und Verwalter 
– Aufstellung/Beschluss des Wirtschaftsplanes – Beitragsleistung zur IRS – Angemessenheit der IRS 
– Finanzierung aus IRS oder durch Umlage/Kredit 
– Spekulative Anlage der IRS 
Dr. Georg Jennißen, RA, Köln, Lehrbeauftragter 
an der Universität Münster 

 
10.15 – 10.30 Uhr Diskussion 

 
10.30 – 11.00 Uhr Ansammlung weiterer Rücklagen? 

– Heizkostenrücklage kraft Gesetzes? Folgen der BGH-Rechtsprechung 
– Mehrere Rücklagen für andere Zwecke, z. B. Liquiditätsvorsorge, mehrjährige Sanierung 
– Eine Rücklage für mehrere Zwecke – Beschlusskompetenz 
– Entnahme aus der IRS – zweckwidrige Verwendung 
Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Hochschule WR, Berlin 

 
11.00 – 11.15 Uhr Diskussion 

 
11.15 – 11.45 Uhr Kaffeepause – Kennenlernen – Gespräche 

 
11.45 – 12.15 Uhr Verantwortlichkeit der Gemeinschaft für Verwalter und Wohnungseigentümer 

– Haftung der Gemeinschaft für den Verwalter 
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– Haftung für Wohnungseigentümerversammlung 
– Wohnungseigentümer zahlen keine Beiträge 
– Verzögerte Instandsetzungsmaßnahmen 
Univ.-Prof. Dr. Florian Jacoby, Universität Bielefeld 

 
12.15 – 12.30 Uhr Diskussion 

 
12.30 – 13.00 Uhr Regressansprüche der Gemeinschaft gegen Verwalter und Wohnungseigentümer 

– Rechtsgrundlagen 
– Mitwirkendes Verschulden von Verwalter und Wohnungseigentümer 
– Versicherung des Haftpflichtrisikos 
Prof. Dr. Wolf-Rüdiger Bub, RA, München 

 
13.00 – 13.15 Uhr Diskussion 

 
13.15 – 14.30 Uhr Mittagspause 
 
Praktische Fragen zum Verwalterwechsel – Moderation: 
Sabine Kuhla, Vors. RiinLG, Berlin 

 
14.30 – 15.00 Uhr Nachwirkende Pflichten des ausgeschiedenen Verwalters 

– Rechnungslegung - Wirtschaftsplan 
– Herausgabe von Unterlagen 
– Herausgabe Verwaltungsvermögen (gemeinschaftliche Gelder etc.) 
– Information der WEer/des neuen Verwalters über aktuelle Probleme 
– Verantwortlichkeit/Haftung des bisherigen Verwalters 
– Vorbereitung der Abwehr von Ansprüchen der Gemeinschaft 
Dr. Michael Casser, RA, Köln, Vorstandsvorsitzender des Verbands 
der nordrhein-westfälischen Immobilienverwalter (VNWI) 

 
15.00 – 15.15 Uhr Diskussion 

 
15.15 – 15.45 Uhr Aufgaben des neuen Verwalters nach Übernahme einer Verwaltung 

– Technische Prüfungen – Erstbegehung 
– Technische Unterlagen (Wartungsbücher/Brandschutz) 
– Übernahme und Prüfung übergebener Unterlagen 
– Kontrolle des Verwaltungsvermögens 
– Kontrolle der Verträge 
– Rechnungslegung/Jahresabrechnung durch Vorverwalter 
– Information der Wohnungseigentümer/Beirat 
– Notwendige Maßnahmen gegen bisherigen Verwalter 
– Verantwortlichkeit/Haftung des neuen Verwalters 
Daniela Scheuer, RAin, Köln
 

 
15.45 – 16.00 Uhr Diskussion 

 
16.00 – 16.20 Uhr Datensicherheit und Datenschutz bei Verwalterwechsel 

– Elektronisches Beschlussbuch 
– Datenübergabe an neuen Verwalter 
– Gespeicherte Daten löschen, Nachweise usw. 
Dr. Stefan Brink, Ministerialrat, Ellern 

 
16.20 – 17.00 Uhr Fragen und Antworten der Teilnehmer: Abschlussdiskussion mit dem Plenum 
Sabine Kuhla, Vors. RiinLG, Berlin 

 
 
Freitag, 25. Oktober 2013 
 
Recht aktuell 
 
09.00 – 10.30 Uhr Die aktuelle Rechtsprechung des BGH zum Wohnungseigentumsrecht 
Prof. Dr. Jürgen Schmidt-Räntsch, Richter am BGH, 
Karlsruhe 

 
10.30 – 11.00 Uhr Diskussion 

 
11.00 – 11.20 Uhr Kaffeepause – Gespräche 
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11.20 – 11.40 Uhr MietRÄndG und bauliche Modernisierungsmaßnahmen 
– § 22 WEG 

– Änderung des § 22 WEG 
– Modernisierungsbegriff 
– Auswirkungen auf Beschlussfassung 
Ruth Breiholdt, RAin, Hamburg 

 
11.40 – 11.50 Uhr Diskussion 

 
11.50 – 12.10 Uhr Verwalter und Grundbuch 

– Gesetzentwurf zur Einführung eines Datenbankgrundbuchs 
– Bedeutung: Eigentümerwechsel – Lasten- und Kostentragung, Ladung zur Eigentümerversammlung 
– Eintragung des Verwalters im Grundbuch? 
– Recht des Verwalters zur Grundbucheinsicht? 
– Ausblick: Das digitale Grundbuch 
Prof. Wolfgang Schneider, Dipl.-Rechtspfleger, Berlin 

 
12.10 – 12.20 Uhr Diskussion 

 
12.20 Uhr Verabschiedung der Teilnehmer 
Dr. iur. h.c. Steffen Heitmann 

 
Moderation während der Fachgespräche: 
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Merle, Rechtsanwalt, Berlin 

 

 

Anzeigen 

 
Immobilienfachwirt (38) in ungekündigter Posi-
tion,  mit ausgeprägter unternehmerischer Denk-
weise und langjähriger Berufserfahrung in der 
Verwaltung, Vermietung, Personalführung, Organi-
sation  und Steuerung sucht einen anspruchsvol-
len neuen  Wirkungskreis als Niederlassungsleiter 
oder eine vergleichbare  Position im Raum Leipzig-
Dresden-Chemnitz. Kontakt unter  0178-3421949 
oder immojob-2013@t-online.de 

 

 

Verbraucherpreisindex (VPI) 
 
Die Liste des Verbraucherpreis-

index basiert auf dem Indexba-

sisjahr 2010. Im Februar 2013 

erfolgte der Wechsel des Basis-

jahres 2005 auf 2010. Die Ände-

rung des Basisjahres findet alle 5 

Jahre statt. Das statistische Bun-

desamt überarbeitet dabei auch 

die statistischen Werte der letz-

ten 5 Jahre. Erforderlich wird 

dies vor allem aufgrund eines 

nachträglich ermittelten, geän-

derten Verbraucherverhaltens. 

 

Vorstehende Darstellungen be-

ziehen sich auf Verträge mit 

Indexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 

kann die Ermittlung der Ände-

rung vor allem dann Schwierig-

keiten bereiten, wenn die Ver-

tragsparteien in der Vergangen-

heit es versäumt haben, eine 

Anpassung durchzuführen oder 

ein anderer Index verwandt wur-

de.  Das Statistische Bundesamt 

bietet unter dem folgenden Link 

einen Onlinerechner zur Berech-

nung von Schwellenwerten und 

Veränderungsraten von Wertsi-

cherungsklauseln, die auf Ver-

brauchpreisindizes basieren.  

 

Hinsichtlich  des vormals  vom 

Bundesamt für Statistik ermittel-

ten Index für die Lebenshaltung 

eines 4-Personen-Arbeitnehmer-

Haushalts wird auf die Umrech-

nungsmöglichkeit gemäß BGH-

Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR 

141/07), ZIV 2009, 47 verwie-

sen.  

 

Soweit der Vertrag noch älter ist 

und/oder andere Indizes verwen-

det wurden, berechnet das Statis-

tische Bundesamt gegen eine 

Entgelt von 30 € auch diese 

Teuerungsrate. 

 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
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Basis: 2010 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

Januar 89,1 90,1 91,4 93,1 94,7 97,4 98,3 99,0 100,7 102,8 104,5 

Februar 89,6 90,3 91,8 93,5 95,1 97,8 98,9 99,4 101,3 103,5 105,1 

März 89,7 90,6 92,2 93,5 95,3 98,3 98,7 99,9 101,9 104,1 105,6 

April 89,4 90,9 92,0 93,8 95,8 98,1 98,8 100,0 101,9 103,9 105,1 

Mai 89,2 91,1 92,2 93,8 95,8 98,7 98,7 99,9 101,9 103,9 105,5 

Juni 89,5 91,1 92,3 94,0 95,8 98,9 99,0 99,9 102,0 103,7 105,6 

Juli 89,7 91,3 92,7 94,4 96,3 99,5 99,0 100,1 102,2 104,1 106,1 

August 89,7 91,4 92,8 94,2 96,2 99,2 99,2 100,2 102,3 104,5  

September 89,6 91,2 92,9 93,9 96,4 99,1 98,9 100,1 102,5 104,6  

Oktober 89,6 91,3 93,0 94,0 96,6 98,9 98,9 100,2 102,5 104,6  

November 89,4 91,1 92,7 94,0 97,1 98,4 98,8 100,3 102,7 104,7  

Dezember 90,1 92,1 93,4 94,7 97,7 98,8 99,6 100,9 102,9 105,0  

 

  

Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 

Eintritt der Fälligkeit seines 

Anspruchs den Schuldner durch 

eine Mahnung in Verzug setzen 

(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 

Mahnung gleichgestellt sind die 

Klageerhebung sowie der Mahn-

bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 

BGB). Einer Mahnung bedarf es 

nicht, wenn für die Leistung eine 

Zeit nach dem Kalender be-

stimmt ist, die Leistung an ein 

vorausgehendes Ereignis an-

knüpft, der Schuldner die Leis-

tung verweigert oder besondere 

Gründe den sofortigen Eintritt 

des Verzugs rechtfertigen (§ 286 

Abs. 2 BGB).  

 

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-

zug spätestens 30 Tage nach 

Fälligkeit und Zugang einer 

Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der Ver-

braucher ist, allerdings nur, 

wenn hierauf in der Rechnung 

besonders   hingewiesen wurde, 

(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  

 

Im Streitfall muss allerdings der 

Gläubiger den Zugang der 

Rechnung (nötigenfalls auch den 

darauf enthaltenen Verbraucher-

hinweis) bzw. den Zugang der 

Mahnung beweisen.  

 

Während des Verzugs ist eine 

Geldschuld zu verzinsen (§ 288 

Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-

zinssatz beträgt für das Jahr fünf 

Prozentpunkte bzw. für Rechts-

geschäfte, an denen Verbraucher 

nicht beteiligt sind, acht Pro-

zentpunkte (nur bei Entgelten) 

über dem Basiszinssatz (§ 288 

Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).  

Der Basiszinssatz verändert sich 

zum 1. Januar und 1. Juli eines 

jeden Jahres um die Prozent-

punkte, um welche die Bezugs-

größe seit der letzten Verände-

rung des Basiszinssatzes gestie-

gen oder gefallen ist. Bezugs-

größe ist der Zinssatz für die 

jüngste Hauptrefinanzierungs-

operation der Europäischen Zen-

tralbank vor dem ersten Ka-

lendertag des betreffenden Halb-

jahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 

BGB). 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

 
Zeitraum  Basis-

zinssatz 

% 

Verzugs-

zinssatz 

% 

Entgelt ohne 

Verbrau-

cherbeteili-

gung % 

Zeitraum Basiszins-

satz % 

Ver-
zugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 

Verbrau-

cherbeteili-

gung % 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 
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